
Teilprotokoll – Kantonsrat, 17. Sitzung vom 09. September 2019 

2. Soziallastenausgleich im Finanzausgleichsgesetz 

Antrag der Kommission für Staat und Gemeinden vom 5. April 2019 zur parla-

mentarischen Initiative Rosmarie Joss 

KR-Nr. 163a/2014 

 

Ratspräsident Dieter Kläy: Der Minderheitsantrag von Tumasch Mischol auf Ab-

lehnung der PI wurde zurückgezogen. Anstelle dessen hat die SVP einen Antrag 

zu Paragraf 34 gestellt. Sie haben diesen mit dem letzten Kantonsratsversand er-

halten.  

 

Jean-Philippe Pinto (CVP, Volketswil), Referent der Kommission für Staat und 

Gemeinden (STGK): Heute gibt es einen spannenden Showdown, ich freue mich 

auf die Debatte. Ich bin auch sehr froh, dass ich dieses Geschäfts als vormaliger 

STGK-Präsident vertreten darf.  

Bei der heute im Kantonsrat zur Beratung anstehenden PI 163/2014 von Rosmarie 

Joss und Mitunterzeichnenden handelt es sich um ein Geschäft, das, wie sich un-

schwer anhand der Kantonsratsnummer erkennen lässt, die Kommission für Staat 

und Gemeinden mehrere Jahre beschäftigt hat. Die heute nun vorliegende geän-

derte parlamentarische Initiative zielt denn auch nicht mehr auf eine Änderung 

des Finanzausgleichsgesetzes, wie der Titel suggeriert, sondern auf eine Anpas-

sung des Zusatzleistungsgesetzes. 

Aber beginnen wir von vorne: Mit der am 30. Juni 2014 eingereichten parlamen-

tarischen Initiative wurde verlangt, das Finanzausgleichgesetz dahingehend anzu-

passen, dass in Ergänzung zu den bestehenden Instrumenten des kantonalen Fi-

nanzausgleichs, nämlich dem Ressourcenausgleich, dem sozio-demografischen 

und dem geografisch-topografischen Ausgleich, dem Sonderlastenausgleich so-

wie dem Zentrumslastenausgleich für die Städte Zürich und Winterthur, neu ein 

Soziallastenausgleich eingeführt wird. Damit sollten die besonderen Lasten einer 

politischen Gemeinde infolge hoher, nicht beeinflussbarer Soziallasten ausgegli-

chen werden.  

Begründet wurde die parlamentarische Initiative damit, dass die Soziallasten unter 

den einzelnen Gemeinden des Kantons sehr ungleich verteilt sind, was wiederum 

zu sehr unterschiedlichen Belastungen der Gemeindefinanzen führt. Gleichzeitig 

können die soziodemografischen Faktoren, welche zu diesen unterschiedlichen 

Soziallasten führen, von den jeweiligen Gemeinden kaum beeinflusst werden.  

Als die Kommission für Staat und Gemeinden die Beratung aufnahm, zeigte sich 

schnell, dass es sich um eine sehr komplexe Materie handelt. Die Frage, was über-

haupt unter die Soziallasten einer Gemeinde fällt, ergab eine Liste möglicher Be-

reiche, wie die Zusatzleistungen AHV/IV, gesetzliche wirtschaftliche Hilfe, Pfle-

gefinanzierung, Alimenten-Bevorschussung, Fremdplatzierungen, Suchtbera-

tung, Jugendhilfe, KESB-Verwaltungskosten (Kindes- und Erwachsenenschutz-

recht) und noch anderes mehr. In der Folge führte die Kommission zahlreiche 
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Anhörungen durch, und zwar mit dem Gemeindepräsidentenverband, GPV, mit 

Exekutivvertreterinnen und -vertretern aus sechs Gemeinden mit hohen Soziallas-

ten, Vertretern der Städte Zürich und Winterthur und weiteren unterschiedlich be-

troffenen Gemeinden. 

Die Anhörungen zeigten, dass die Soziallasten insgesamt seit Jahren eine stei-

gende Tendenz zeigen. Gründe für die Disparitäten in Bezug auf die Soziallasten 

sind die unterschiedlichen Verkehrs- und Sozialstrukturen und damit die Qualität 

und Preise der Wohnlagen und die damit einhergehende Bevölkerungsstruktur. 

Zudem zeigten die Anhörungen, dass die Zusatzleistungen AHV/IV und die ge-

setzliche wirtschaftliche Hilfe die grössten Anteile am Gesamtaufwand verursa-

chen. In der Folge beschloss die Kommission, sich hinsichtlich eines Ausgleichs 

zwischen den Gemeinden auf diese beiden Kostenfaktoren zu konzentrieren. Die 

Kommission prüfte daraufhin verschiedene mögliche Modelle, mit denen ein 

Ausgleich zwischen den Gemeinden erreicht werden könnte.  

Schlussendlich gelangte der Gemeindepräsidentenverband mit einem konkreten 

Vorschlag an die Kommission, nämlich, das Zusatzleistungsgesetz so anzupassen, 

dass der Kanton neu 80 Prozent an die anrechenbaren Bruttokosten für Zusatz-

leistungen pro Kopf der Gesamtbevölkerung leisten soll, wobei jedoch als Vari-

ante höchstens 125 Prozent der durchschnittlichen Bruttokosten anrechenbar sein 

sollten. Mit diesem Plafond würde der Kostenanteil des Kantons wieder etwas 

gesenkt, weil er die Beiträge an Gemeinden mit hohen Pro-Kopf-Kosten be-

schränkt, also vor allem die Beiträge an die Städte Zürich und Winterthur. Nach-

dem jedoch auch die Städte Zürich und Winterthur ihre Unterstützung für die Er-

höhung des Kostenanteils des Kantons mit einem Plafond von 125 Prozent zuge-

sagt hatten, übernahm die Kommissionsmehrheit diesen Vorschlag, senkte im 

Sinne eines Kompromisses, der von der CVP und der GLP eingebracht wurde, 

den Kantonsanteil aber auf 70 Prozent.  

An ihrer Sitzung vom 5. April 2019 führte die Kommission für Staat und Gemein-

den die Schlussabstimmung durch. Der geänderten parlamentarischen Initiative 

stimmte eine klare Mehrheit zu. Eine Minderheit lehnte die geänderte parlamen-

tarische Initiative damals ab. Eine weitere Minderheit beantragte eine Pool-Lö-

sung, bei der die Gemeinden für den Soziallastenausgleich aufkommen und der 

Kostenanteil des Kantons auf 50 Prozent erhöht wird. Die ursprüngliche PI Joss 

wurde einstimmig abgelehnt. 

Um eine Vermischung mit der kantonalen SV17-Vorlage (Steuervorlage 17) zu 

verhindern, die ja ebenfalls eine Erhöhung des Kantonsanteils bei den Zusatzleis-

tungen auf 50 Prozent vorsah beziehungsweise vorsieht, empfahl die Kommission 

dem Kantonsratspräsidium einstimmig, die Behandlung der geänderten parlamen-

tarischen Initiative im Kantonsrat auf den Zeitpunkt nach der Abstimmung über 

das Referendum zur kantonalen Steuervorlage 17 festzulegen. Diese Abstimmung 

ging nun am vorletzten Sonntag über die Bühne, wobei der Vorlage zugestimmt 

wurde.  

Die SVP-Fraktion hat in der Zwischenzeit ihren Minderheitsantrag Mischol zu-

gunsten eines neuen Vorschlags zurückgezogen. Dazu will ich mich an dieser 
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Stelle nicht äussern. Ich spreche hier als vormaliger STGK-Präsident und vertrete 

deshalb auch den Kommissionsantrag, der noch in der alten Legislatur gefällt 

wurde.  

Ich bitte Sie daher der geänderten PI der Kommission zuzustimmen. Und nun 

wünsche ich gut Schuss (Anspielung auf das heute stattfindende Knabenschies-

sen). Besten Dank. 

 

Erika Zahler (SVP, Boppelsen): Seit Beginn meines Kantonsratsmandates im Jahr 

2015 haben wir uns in der STGK mit dieser komplexen PI beschäftigt und sind 

das Thema «Soziallastenausgleich und Finanzausgleich» angegangen. Um die 

verschiedenen Blickwinkel beurteilen zu können, hatten wir viele Anhörungen 

mit den verschiedensten Akteuren. Es wurden andere Kantone eingeladen, die 

ihre Systeme vorstellten. Gemeinde- und Staatsvertretungen präsentierten ihre Si-

tuation und Zahlen. Der Verband der Gemeindepräsidenten des Kantons Zürich, 

GPV, zeigte ein allgemeines Situationsbild der Gemeinden im Kanton auf und 

nahm als Vertreter aller Zürcher Gemeinden Stellung zu dieser PI. Durch die zahl-

reichen Anhörungen wurden auch verschiedene Lösungen diskutiert. Modelle 

wurden analysiert, geprüft und immer und immer wieder durchgerechnet. Heute, 

nach vier Jahren intensiver Arbeit in der STGK und nach der Abstimmung und 

Annahme der kantonalen Steuervorlage vom 1. September 2019, werden wir über 

diese PI entscheiden.  

In der STGK waren sich alle bald einig, dass die PI in ihrer Urversion, einen So-

ziallastenausgleich im Finanzausgleich umzusetzen, nicht die Lösung sein kann. 

Der Finanzausgleich ist ein fragiles Instrument. Wird an einem Ende die Schraube 

gedreht, so kann ganz schnell das Gleichgewicht aus den Fugen geraten. Zudem 

hat sich der Finanzausgleich als relativ junges System soweit etabliert und einge-

spielt, es wäre deshalb fragwürdig, hier bereits wieder Anpassungen zu machen. 

Im Wirksamkeitsbericht 2017 hat sich der Regierungsrat mit dem Kapitel 5 erst-

mals zur Finanzierung der Sozialkosten geäussert. Es war der ausdrückliche 

Wunsch der STGK, den Scheinwerfer auch einmal auf diesen Bereich zu richten 

und die Meinung der Regierung abzuholen. In ihrem Bericht anerkennt sie, dass 

die Bedeutung der Sozialkosten für die Gemeinden über die letzten 15 Jahre zu-

genommen hat. Trotz der Unterschiede bei den Sozialkosten zwischen den Ge-

meinden erachtet es der Regierungsrat nicht als hinreichend, um einen Soziallas-

tenausgleich vorzuschlagen. Der Regierungsrat war ebenfalls der Meinung, dass 

keine weiteren Zahlungen des Kantons aus dem Finanzausgleich geleistet werden 

sollten. In einem Schreiben von 2018 äusserte sich der Regierungsrat zudem wie 

folgt: Von einem Rückgang der Sozialkosten reden will er gar nicht. Begründet 

wird ein allfälliger Anstieg durch den Regierungsrat mit dem Bevölkerungszu-

wachs und der älterwerdenden Bevölkerung. In ländlichen Regionen beziehen 

weniger Rentner und Rentnerinnen Zusatzleistungen zu AHV und IV.  

Wie ist die aktuelle Situation und mit welchen prozentualen Verhältnissen wird 

für die Zusatzleistungen aufgekommen? Die Zusatzleistungen im Kanton Zürich 
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werden mit 44 Prozent vom Kanton und 56 Prozent von den Gemeinden finan-

ziert. Mit der Annahme der kantonalen Steuervorlage hat sich hier bereits eine 

Anpassung des Kantonsanteils von 44 auf 50 Prozent ergeben. Interessant ist im 

Zusammenhang mit Zusatzleistungen auch die Frage, wie heute den Gemeinden 

finanziell und wie sich deren Steuerfüsse entwickeln. Schaut man sich die veröf-

fentlichten Zahlen der Gemeinden an, so stellt man fest, dass es diesen gar nicht 

schlecht geht. Ein Beispiel sei da der Bericht, welcher im Januar 2018 im Tages-

Anzeiger publiziert wurde. Der Lead lautete: Anfangs wurde befürchtet, dass die 

Steuerfüsse der armen Gemeinden mit dem neuen Finanzausgleich stark steigen. 

Passiert ist das Gegenteil. Die dazugehörige Steuertabelle zeigt denn auch ein 

durchaus positives Bild in den Gemeinden: Viele konnten den Steuerfuss senken, 

andere ihn zumindest halten. Immer wieder konnte man über die positiven Ab-

schlüsse der Gemeinden lesen, Beispiel Dietikon 2017: Dietikon schloss die 

Rechnung mit 3,3 Millionen Franken Ertragsüberschuss ab, unter anderem, weil 

sie weniger Beiträge für die Sozialhilfe und für die Sozialleistungen leisten 

musste. Oder das Beispiel Stadt Zürich: Hier wurde im Juni 2019 ein Überschuss 

von 107,8 Millionen Franken für das Jahr 2018 ausgewiesen. Auch Winterthur ist 

unter den positiven Beispielen, 2019 ist gleichfalls erfreulich, 2015 guter Rech-

nungsabschluss, und 2017 schloss die Stadt Winterthur die Rechnung mit einem 

Rekordgewinn von 56,5 Millionen Franken ab. 

Nun hat die STGK einen Kompromissvorschlag erarbeitet, welcher nicht von al-

len getragen wird. Die SVP lehnt den Kompromissvorschlag der STGK ab, weil 

die Gemeindeautonomie ein weiteres Stück an den Kanton abgetreten wird. Die 

SVP befürchtet zudem, dass der finanzielle Handlungsspielraum des Kantons so 

eingeschränkt und zu stark geschwächt wird. Die SVP-Fraktion hat sich von Be-

ginn weg klar positioniert und sich als einzige Partei gegen den Soziallastenaus-

gleich und eine übertriebene Erhöhung des kantonalen Beitrags geäussert. Die 

SVP hat auch von Beginn weg die Steuervorlage und deren Ausgang in die Ent-

scheidung miteinbezogen. Mit der Annahme der kantonalen Steuervorlage wird 

eine moderate Anpassung seitens des Kantonsbeitrags vollzogen. Trotzdem, die 

SVP will sich heute nicht aus der Verantwortung ziehen. Sie zeigt sich kompro-

missbereit und hat nach dem Rückzug ihres alten Minderheitsantrags einen neuen 

Antrag vorgelegt: Mit der Anpassung des Paragrafen 34 soll die Erhöhung bei den 

Zusatzleistungen mit dem Gewinnsteuersatz für Unternehmen einhergehen. Über 

diesen Antrag wird später aus unserer Fraktion gesprochen.  

Wir danken für Ihre Aufmerksamkeit und hoffen, dass auch Sie unseren Antrag 

unterstützen. Besten Dank.  

 

Céline Widmer (SP, Zürich): Es geht heute nicht um die Kompensation von Steu-

erausfällen durch die SV17, nein, es geht darum, wie wir die Soziallasten zwi-

schen den Gemeinden fairer verteilen. Die Kosten für Sozialleistungen sind im 

Kanton Zürich sehr ungleich verteilt, und das ist ein Problem. Dietikon zum Bei-

spiel muss gut 26 Prozent des Gemeindebudgets für den Bereich Soziales aufwen-
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den. In Seegemeinden, wie zum Beispiel Rüschlikon, sind es nicht einmal 6 Pro-

zent. Das ist nicht selbstverschuldet, sondern erklärt sich durch die unterschiedli-

che Bevölkerungszusammensetzung. In städtischen Gemeinden wohnen in der 

Regel mehr arme und mehr arme alte Menschen als in ländlichen und reichen 

Pendlergemeinden. Diese Menschen brauchen Unterstützung, zum Beispiel Er-

gänzungsleistungen zur AHV/IV, Sozialhilfe oder im Bereich der Pflege. Im Ver-

hältnis zu ihrer Gesamtbevölkerung müssen Städte und Agglomerationen deshalb 

markant höhere Sozialleistungen finanzieren, die sie kaum beeinflussen können. 

Die Kosten für soziale Wohlfahrt pro Kopf unterscheiden sich enorm. Von nur 

300 Franken in Kleinstgemeinden geht es rauf bis auf 1400 Franken in Winterthur 

oder sogar 1800 Franken in Zürich. Und nochmals: Die Gemeinden können das 

praktisch nicht beeinflussen. Aller wirtschaftlicheren Entwicklung der städtischen 

Zentren zum Trotz leben in Städten und Agglomerationen mehr Menschen mit 

erhöhtem Armutsrisiko. Das bringt Gemeinden an ihre finanziellen Grenzen. Der 

Finanzausgleich gleicht die unterschiedlichen Soziallasten nicht aus. Die hohen 

Sozialkosten führen direkt zu höheren Steuerfüssen. Das ist schlicht ungerecht für 

die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in solchen Gemeinden. Und es ist gefähr-

lich für unsere Gesellschaft, denn es gefährdet die Akzeptanz der Sozialleistungen 

und führt sogar dazu, dass gewisse Gemeinden Arme vertreiben wollen.  

Rosmarie Joss hat deshalb im Kantonsrat einen Vorstoss eingereicht, um die So-

ziallasten im Kanton gerechter zu finanzieren. Schon bei der Einreichung vor fünf 

Jahren erhielt der Vorstoss recht breite Unterstützung. Die Kommissionsberatun-

gen haben dann ganz klar gezeigt: Es ist ein wirkliches Problem, welches die Po-

litik lösen muss. Der Gemeinde- und Wirksamkeitsbericht 2017 hat aufgezeigt, 

dass die Bedeutung der Sozialkosten zugenommen hat und die Unterschiede zwi-

schen den Gemeinden klar grösser geworden sind.  

Die STGK hat sich sehr seriös um eine Lösung bemüht und dabei auch schon früh 

den GPV miteinbezogen, Jean-Philippe Pinto hat dies erwähnt. Der GPV machte 

von Anfang an klar: Es braucht eine Lösung. Dass diese nicht über den Finanz-

ausgleich zu finden ist, hat sich dann ebenfalls rasch gezeigt. Damit würden die 

Kosten zu wenig zielgerichtet ausgeglichen, es gibt schlicht keine überzeugenden 

Indikatoren. Das Problem lässt sich besser über Spezialgesetze lösen, das hat auch 

die Regierung so gesehen. Jean-Philippe Pinto hat ausgeführt, warum es einen 

Konsens gab, die Finanzierung im Bereich der Zusatzleistungen anzupassen. Hier 

haben die Gemeinden nämlich null Spielraum, und sie machen einen bedeutenden 

Teil der Soziallasten aus. Eine solche Neuorganisation in der Finanzierung von 

bedeutenden Kosten muss breit abgestützt sein, und auch so passieren, das ist klar. 

Es war deshalb absolut sinnvoll, dass der GPV sich intensiv um das Thema küm-

merte. Er konnte so ein breitabgestütztes Modell in der STGK präsentieren. Er 

forderte eine deutliche Erhöhung des Kantonsanteils der Zusatzleistungen, näm-

lich von heute 44 auf 80 Prozent. Wenn ein grösserer Anteil der Zusatzleistungen 

durch den Kanton statt durch die Gemeinden finanziert wird, werden damit diese 

Kosten solidarisch von allen Gemeinden und somit von allen Steuerzahlerinnen 
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und Steuerzahlern bezahlt, sowohl in den reichen wie auch in den armen Gemein-

den. Damit möglichst viele Gemeinden mit überdurchschnittlichen Lasten profi-

tieren, hat der GPV einen Plafond vorgeschlagen. Ohne diesen Plafond ginge der 

überaus grösste Teil der Kantonsgelder in die Stadt Zürich. Das ist auch das Prob-

lem der Poollösung und des Gesamtkostenmodells, wie es die Grünen mit ihrem 

Minderheitsantrag fordern. Natürlich würde dieses Modell die Soziallasten noch 

gerechter aufteilen, aber ohne Plafond und weil die Gemeinden direkt untereinan-

der die Kosten aufteilen müssten, würden primär Zürich und Winterthur enorm 

entlastet, während fast alle anderen Gemeinden ihre Steuerfüsse anheben müss-

ten, zum Teil massiv.  

Wir haben dieses Geschäft in der Kommission so lange und intensiv beraten, weil 

wir eine mehrheitsfähige Lösung wollten. Die SP hätte gerne dem Vorschlag des 

GPV mit dem 80 Prozent Kantonsanteil zum Durchbruch verholfen. Ich persön-

lich habe die Zusammenarbeit mit den FDP-Vertretungen in der Kommission, 

Käthi Kull (Altkantonsrätin Katharina Kull-Benz) und Martin Farner, geschätzt. 

Als sich abgezeichnet hat, dass die GPV-Variante nicht mehrheitsfähig sein 

würde, hat sich die SP früh bereiterklärt, einen Kompromiss mitzutragen. Wir un-

terstützen deshalb den von GLP und CVP eingebrachten Kompromiss von 70 statt 

80 Prozent. Ich möchte insbesondere Sonja Gehrig von der GLP danken, dass sie 

sich als Vertreterin des Wahlkreises Dietikon so stark engagiert hat, dass wir als 

STGK eine mehrheitsfähige Lösung präsentieren konnten, die im Frühling 

schlussendlich auch von der FDP mitgetragen wurde.  

Ich möchte festhalten: Im ganzen Kanton Zürich wird mit dieser Gesetzesände-

rung kein Rappen mehr ausgegeben. Die Kosten der Zusatzleistungen betragen 

knapp 900 Millionen Franken. Mit dem vorliegenden Kompromiss erhöht sich der 

Anteil des Kantons um rund 130 Millionen Franken; dies gegenüber dem mit der 

SV17 beschlossenen Anteils von 50 Prozent. Das ist für den Kanton Zürich trag-

bar, auch vor dem Hintergrund des letzte Woche präsentierten Budgets und KEF 

(Konsolidierter Entwicklungs- und Finanzplan). Da sind nämlich beispielsweise 

ab 2022 Reserven von 140 Millionen Franken für Steuersenkungen eingestellt, 

notabene zusätzlich zu den budgetierten Steuerausfällen wegen dem geplanten 

zweiten SV17-Schritt.  

Dass es in den letzten Wochen nochmals rumorte, erstaunt mich nicht. Dass es bei 

FDP und GLP nach wie vor Stimmen gibt, die die Soziallasten nicht gerechter 

finanzieren wollen, ist kein Geheimnis. Die Verknüpfung mit der SV17, wie das 

jetzt mit dem Antrag der SVP geschehen ist, finde ich doch sehr dreist, ja, gerade 

schon hinterhältig. Wir haben fünf Jahre nach einer guten Lösung gesucht, um die 

unterschiedlichen Soziallasten zwischen den Gemeinden fairer zu finanzieren. 

Das hat überhaupt nichts mit der Senkung der Unternehmenssteuern zu tun. Ja, 

mit der SV17-Vorlage hat der Regierungsrat den Kantonsanteil der Zusatzleistun-

gen ganz leicht erhöht – als Ausgleich für die geringeren Steuereinnahmen der 

Gemeinden. Heute geht es um etwas ganz anderes, nämlich um die PI Joss, also 

einen Soziallastenausgleich zwischen den Gemeinden. Ich bin froh, dass der GPV 

mit seinem Schreiben an die Kantonsratsmitglieder an diese Tatsache erinnert hat. 
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Dass die Abstimmung im Rat erst heute stattfindet, ist genau eine Folge davon, 

dass die Kommission und somit alle dort vertretenen Fraktionen im Frühling noch 

einstimmig der Meinung waren, dies nicht vermischen zu wollen. Sonst hätte die 

SVP ihren Antrag ja schon im Frühling, vielleicht etwas vor Abschluss der fünf-

jährigen Beratungszeit einbringen können. Nein, es ist ganz klar einfach der Ver-

such, in allerletzter Minute zu verhindern, dass die Soziallasten fairer finanziert 

werden. Dass die FDP da heute mitmacht und ihre eigenen Promotorinnen und 

Promotoren des Soziallastenausgleichs in den Rücken fällt, ist schade, aber viel-

leicht bezeichnend: Sie sind der SVP auf den Leim gekrochen.  

Zum Abschluss: Der STGK-Antrag ist ausgewogen. Er ist für den Kanton finan-

ziell tragbar und für die Gemeinden dringend nötig. Bitte stimmen Sie diesem zu. 

Ich danke Ihnen.  

 

Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen): Sie, wir alle, haben vom Verband der Ge-

meindepräsidenten des Kantons Zürich, GPV, einen Brief erhalten, in welchem 

wir ungewöhnlich und sehr direkt ersucht werden, im Interesse aller 162 Zürcher 

Städte und Gemeinden dem Mehrheitsantrag der STGK zur Änderung im Zusatz-

leistungsgesetz unverändert zuzustimmen. Dieses Geschäft heute ist eines, bei 

welchem sich alle von uns, die auch ein Exekutivamt in einer dieser Gemeinden 

bekleiden – und dazu gehöre auch ich als Ressortvertreter «Gesellschaft» in der 

Gemeinde Horgen –, bei welchem wir uns alle bewusst sein müssen, dass wir 

mindestens zwei Hüte tragen und dass wir hier im Kantonsrat als vom Bezirk und 

nicht bloss von der eigenen Gemeinde Gewählte verantwortlich sind und dass wir 

über unsere eigene Klientel hinaus auch das Gesamtinteresse unseres Kantons, 

unserer Bevölkerung und Wirtschaft – ich wiederhole: Bevölkerung und Wirt-

schaft – im Auge behalten müssen. Die FDP-Fraktion stellt diese Erinnerung und 

Ermahnung bewusst an den Anfang der Eintretensdebatte zu diesem wichtigen 

Geschäft. Denn der Soziallastenausgleich wurde in unserer Fraktion ab Beginn 

intensiv und gesamtheitlich in der Dimension und Spannungsverhältnissen Ge-

meinden und Kanton, Eigenverantwortung und Solidarität, Finanzausgleich und 

Spezialgesetzgebung und insbesondere auch im inhaltlichen und zeitlichen Zu-

sammenhang mit der Steuervorlage 17 debattiert und beschlossen.  

Um es aber vorwegzunehmen: Die FDP unterstützt – hören Sie gut zu von der SP 

–, unterstützt den Verteilschlüssel 30/70 zugunsten der Gemeinden, aber auch 

grossmehrheitlich im Nachgang zur SV17-Abstimmung und zur Budgetpräsenta-

tion des Finanzdirektors (Regierungsrat Ernst Stocker) den ergänzenden Antrag 

der SVP auf eine gestaffelte Anpassung des Zusatzleistungsgesetzes. Weshalb tun 

wir Letzteres entgegen dem Wunsch des GPV? Es sind folgende drei Gründe:  

Erstens: Die FDP erachtet es als notwendig geworden, die Parteien, die Gemein-

den und auch die beiden grossen Städte in der Pflicht zu halten, den nach Aussage 

des GPV vereinbarten und versprochenen zweiten Schritt in der Implementierung 

der SV17 auch effektiv umzusetzen.  

Zweitens: Der finanzielle Himmel bei den Kantonsfinanzen verdüstert sich. 

Wünschbares ist zu hinterfragen und nach Möglichkeit zu etappieren.  
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Drittens: Mit dem Umdenken der SVP besteht nun die grosse Chance für den 

Kanton, den vom GPV gewünschten und in der STGK erarbeiteten Kompromiss 

für einen mehrheitsfähigen Soziallastenausgleich breiter abzustützen und zusam-

men mit der grössten Fraktion im Rat zu implementieren. Die FDP ist sich be-

wusst, dass der von allen ersehnte Sinneswandel der SVP und damit auch dieses 

«Window of Opportunity» für einen deutlich breiter abgestützten Kompromiss 

kurzfristig, sehr kurzfristig erfolgte. Nicht nur in der Wirtschaft, auch in der lang-

sam mahlenden Parlamentsdemokratie gilt es aber nötigenfalls flexibel und 

schnell reagieren und handeln zu können. Das relativ knappe Abstimmungsergeb-

nis zur SV17, die in ihrer Deutlichkeit überraschende Distanzierung von bisher 

kompromissbereiten Exponentinnen und Exponenten zur zweiten SV17-Etappe 

sowie die Warnrufe des Finanzdirektors zur finanziellen Lage des Kantons haben 

den Ausschlag dazu gegeben, dass unsere Fraktion in Bezug auf die Verknüpfung 

zwischen dem Soziallastenausgleich und der SV17 – nicht aber auf den Kompro-

miss an sich – zu einer vorsichtigen Beurteilung gelangt ist und demgemäss den 

mit sinnvollen und fairen Umsetzungsregeln ergänzten Antrag der SVP unter-

stützt. Der Soziallastenausgleich ist uns wichtig, aber ebenso wichtig ist der FDP 

die Sicherung der Standortattraktivität für Unternehmen und von Arbeitsplätzen 

im Kanton Zürich. Die in ungewöhnlicher Form und inhaltlicher Schärfe erfolgte 

Kritik des leitenden Ausschusses des GPV an diesem aus Sicht der FDP sinnvol-

len Vorgehen ist unverständlich, dies aus folgenden Gründen: 

Erstens: Es trifft nicht zu, dass der in der STGK gezimmerte Kompromiss aufge-

kündigt werden soll. Das Gegenteil ist der Fall: Erstmals ist nun sogar die grösste 

Fraktion mit von der Partie und bereit, diesen Kompromiss mit einem Kantonsan-

teil von 70 Prozent mitzutragen.  

Zweitens: Es geht auch nicht an zu behaupten, die SV17 habe nichts mit dem 

Soziallastenausgleich zu tun und die beiden Themen seien nicht zu vermengen. 

Auf diesen Standpunkt hätte man sich stellen können, wenn man den Soziallas-

tenausgleich, wie es die ursprüngliche PI Joss verlangte, über den Finanzausgleich 

geregelt oder sich, wie die Grünen, für die Poollösung ausgesprochen hätte. Mit 

der gewählten Lösung aber wurde eine direkte Konkurrenzvorlage geschaffen. 

Das hat sogar die STGK mit ihrer Empfehlung, die Ratsbehandlung des Sozial-

lastenausgleich sei auf den Zeitpunkt nach der SV17-Abstimmung festzulegen, 

sehr wohl erkannt und gerade im Wissen um die gegenseitigen inhaltlichen Ab-

hängigkeiten begründet.  

Drittens: Ein Rückkommen respektive eine Wiedererwägung und notwendige Er-

gänzung eines Kommissionsentscheides durch die Fraktionen vor der Ratsbera-

tung und aufgrund neuer Umstände ist ein demokratisches Recht, ja, eigentlich 

eine Pflicht eines jeden Parlamentariers und verstösst nicht gegen Treu und Glau-

ben.  

Und viertens: Es ist doch recht gewagt, zumindest fragwürdig, wenn der leitende 

Ausschuss des GPV von einer Torpedierung des STGK-Kompromisses schreibt, 

eines Kompromisses, bei dem notabene der Verhandlungspartner des GPV in Sa-
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chen SV17, nämlich der Finanzdirektor, nie einbezogen war und die Stellung-

nahme der Regierung ignoriert wurde. Ich hoffe, Sie können das bestätigen, Frau 

Regierungsrätin (Jacqueline Fehr). Dieses Thema aber abschliessend, möchten 

wir den leitenden Ausschuss des GPV, insbesondere auch auf Basis eines Hirten-

briefes unsererseits, in die Pflicht nehmen. Der GPV wird und muss der Garant 

dafür sein, dass die Gemeinden – und dazu gehören auch die beiden Städte Win-

terthur und Zürich – sich ihrerseits an den Kompromiss zur SV17 halten, den der 

Kanton mit den Städten und Gemeinden ausgehandelt hat. Gemäss den Aussagen 

dessen Präsidenten (Jörg Kündig) in der Presse nach der Abstimmung zur SV17 

zählt dazu – ich zitiere –, «explizit auch der zweite Senkungsschritt bei der Ge-

winnsteuer.» Auf das eigentliche Behandlungsthema zurückkommend, entspricht 

es einer durchaus folgerichtigen, fairen und klugen Haltung auch für die Einfüh-

rung des ausgehandelten Kompromisses beim Soziallastenausgleich ein Zug-um-

Zug-Verfahren einzufordern. Im Gegensatz zur SV17, wo der zweite Senkungs-

schritt zwar in der Abstimmungsweisung beschrieben, entgegen dem Willen der 

FDP aber nicht im Gesetzestext verankert wurde, soll nun im von der SVP er-

gänzten Gesetzestext die vollständige Umsetzung des zwischen Kanton und Ge-

meinden beschlossenen SV17-Kompromisses rechtsverbindlich verbrieft werden. 

Kommt dazu, dass eine Etappierung aus heutiger Sicht auch aus finanzieller Optik 

sowohl für Gemeinden als auch für den Kanton verkraftbar und gemäss neuer 

finanzpolitischer Ausgangslage sinnvoll ist. Der Kanton muss absehbar erst 100 

Millionen Franken pro Jahr zusätzlich einschiessen. Den durch die Soziallasten 

am meisten betroffenen Gemeinden geht es tendenziell finanziell auch wieder 

besser, wir haben das im Detail von Erika Zahler gehört. Wir Gemeinden können 

uns deshalb auf die zweite Tranche durchaus zwei oder drei weitere Jahre gedul-

den. Was will man denn sachlich dagegen einwenden? Wer sich diesen Argumen-

ten verwehrt, will den zweiten Senkungsschritt bei der Gewinnsteuer nicht oder 

er hat eine versteckte Agenda.  

Nochmals: Die FDP steht zu den beiden Kompromissen im Soziallastenausgleich 

wie auch bei der SV17, fordert aber die Umsetzung beider auch effektiv ein. Wir 

bitten Sie deshalb diesbezüglich, im Interesse unseres Kantons, unserer Bevölke-

rung und unserer Wirtschaft, zusammen mit der SVP und der FDP am gleichen 

Strick zu ziehen. Besten Dank.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Um es vorwegzunehmen: Wir Grünliberale unter-

stützen den von uns in die STGK eingebrachten 70-Prozent-Kompromiss gross-

mehrheitlich. Die Bedeutung der Sozialkosten für die Gemeinden nimmt zu. Pro 

Einwohner stiegen die Sozialkosten in den ersten 15 Jahren dieses Jahrtausends 

markant von 16 auf 25 Prozent der gesamten Nettoaufwendungen. Das grösste 

Wachstum verzeichnen dabei die Zusatzleistungen oder Ergänzungsleistungen, 

die rund einen Drittel der Sozialkosten ausmachen. Sie nehmen rapide zu, und 

Licht am Ende des Tunnels ist nicht in Sicht. Neben der zunehmenden absoluten 

Belastung für die Gemeinden ist die Verteilung der Soziallasten auf die Gemein-
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den eine zweite Herausforderung. Die Soziallastenschere zwischen den Gemein-

den öffnet sich immer weiter. Auch dies bestätigt der Gemeinde- und Wirksam-

keitsbericht 2017 in Kapitel 5. Zudem ist die Höhe der Ergänzungsleistungen 

übergeordnet vorgegeben und die Gemeinden selber haben praktisch keinen He-

bel, um die Anzahl der Zusatzleistungsbezügerinnen und -bezüger zu reduzieren, 

ausser sie verzichten zum Beispiel auf einen Ausbau von Altersstrukturen, um so 

indirekt die zunehmende Zahl der AHV-Bezüger mit Ergänzungsleistungen auf 

andere Gemeinden abzuschieben. Diesem Trend des negativen Alterstourismus 

wollen wir keinen Vorschub leisten, auch deshalb ist eine höhere Kostenbeteili-

gung des Kantons an den nicht beeinflussbaren Ergänzungsleistungen richtig und 

wichtig. Die Nichtbeeinflussbarkeit der Zusatzleistungskosten ist mit ein Grund, 

weshalb viele Kantone diese Kosten vollumfänglich übernehmen, wie zum Bei-

spiel die Kantone Genf, Sankt Gallen, Aargau, Thurgau, Freiburg, Graubünden 

oder Neuenburg. Diese drei Punkte, die absolut zunehmende Soziallast für die 

Gemeinden, das Öffnen der Betroffenheitsschere zwischen den Gemeinden und 

die fehlende Beeinflussbarkeit der Zusatzleistungskosten durch die Gemeinden 

machen es klar: Es braucht eine fairere, solidarischere Lösung.  

Die Beratung in der Kommission hat denn auch die ganze letzte Legislatur gedau-

ert. Nach 30 STGK-Sitzungen und vielen Anhörungen liegt nun der vorliegende 

Kompromiss auf dem Tisch. Eines ist sicher: Ohne die Grünliberalen würden wir 

heute nicht über diesen Kompromiss abstimmen, dies aus drei Gründen: Erstens 

brachte die GLP das Thema «Soziallastenausgleich» mit drei Vorstössen in den 

Jahren 2013 und 2014 aufs Tapet, inklusiv das von Christoph Ziegler eingebrachte 

Postulat (KR-Nr. 78/2014) für einen intrakantonalen Soziallastenausgleich, das 

als Vorlage für die PI Joss diente. Zweitens schmiedete die GLP diesen Kompro-

missvorschlag zusammen mit Kollege Jean-Philippe Pinto und habe ich diese 70-

Prozent-Kantonsbeteiligung als Kompromiss in die Kommission eingebracht. 

Und, drittens, bleiben die Grünliberalen als lösungsorientierte Partei verlässliche 

Partner, wenn es wie heute um erarbeitete Lösungen geht.  

Wir Grünliberalen stehen grossmehrheitlich zu unserem Kompromissvorschlag, 

ein Kompromiss, der die Gemeinden für etwas entlastet, das sie nicht selber be-

einflussen können. Dies im Gegensatz zum Wortbruch der FDP, die nun plötzlich 

trotz konstruktiver Diskussion in der Kommission von diesem 70-Prozent-Kom-

promiss, dem sie zugestimmt hatte, nichts mehr wissen will. Und die SVP, die nie 

Hand geboten hat für irgendeinen Vorschlag, kommt nun in letzter Minute mit 

einer sachfremden Verknüpfung mit der Unternehmenssteuer. Dabei gibt es kei-

nen ersichtlichen Zusammenhang zwischen Gemeinden mit hohen Sozialkosten 

und solchen, die von der SV17 besonders betroffen sind. Diesen Deal können und 

wollen wir Grünliberale nicht unterstützen, auch wenn uns – und das ist zu beto-

nen – eine starke Wirtschaft ebenso am Herzen liegt. Das eine, also eine Lösung 

für steigende nicht beeinflussbare Sozialkosten für die Gemeinden, schliesst das 

andere, also Zürich als attraktiven Wirtschaftsstandort zu sichern, nicht aus. Es ist 

klar, wir brauchen zwingend eine gesunde Wirtschaft und gesunde Finanzen, auch 

um beim Umwelt- und Klimaschutz einen grossen Schritt vorwärtszukommen. 
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Wir Grünliberalen sind stolz, diesen fairen Ausgleich gegenüber und zwischen 

den Gemeinden massgeblich mitgeprägt zu haben.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Wenn heute in einer Gemeinde viele alte Men-

schen oder Menschen mit einem geringen Einkommen leben, dann kommt das 

diese Gemeinde teuer zu stehen. In unserem Kanton gibt es dafür kaum Ausgleich, 

und so ist der Unterschied bei der Belastung durch Sozialkosten sehr gross und 

wird wohl weiter steigen. In einem bürgerlichen Kanton setzt man gerne auf Wett-

bewerb. Das mag für gewisse Fragestellungen und Probleme ein probates Rezept 

sein. Wettbewerb ist aber nicht geeignet, wenn es um die Unterstützung von Men-

schen geht, welche für ein würdiges Leben auf finanzielle Hilfe angewiesen sind. 

Aber genau nach diesem Rezept hat man im Kanton bisher die Soziallasten ver-

teilt. Bei den Zusatzleistungen übernehmen Bund und Kanton heute weniger als 

die Hälfte der Kosten, der Rest bleibt bei der jeweiligen Wohngemeinde. Beim 

Ausrichten dieser Zusatzleistungen bestimmen Bund und Kanton. Die Gemeinden 

müssen das finanzieren, was vorgegeben ist. Das ist keine Gemeindeautonomie, 

so wie Erika Zahler das vorher formuliert hat, das sehe ich hier ganz und gar nicht. 

In diesem System ist schnell klar, wo die Gemeinden ihren Spielraum sehen, wenn 

sie in einem Wettbewerb um möglichst tiefe Soziallasten und um einen möglichst 

tiefen Steuerfuss stehen. Die einzige Möglichkeit besteht darin, zu verhindern, 

dass ältere Menschen neu in eine Gemeinde ziehen; und bitte schon gar nicht, 

wenn sie nicht über ein sehr gutes finanzielles Polster verfügen. Oder man ist froh, 

wenn die Nachbargemeinde Alterswohnungen baut, und hofft dann, dass die älte-

ren Einwohnerinnen und Einwohner über die Gemeindegrenze ziehen. Hier wird 

klar ein falscher Anreiz gesetzt. Der Bau von günstigen Alterswohnungen ist 

heute ein finanzielles Risiko für die Gemeinden. Es ist unwürdig, den Gemeinden 

in einem wettbewerbsorientierten Geschäft lediglich das Instrument in die Hand 

zu geben, potenziell teure und ältere Menschen möglichst aus der Gemeinde fern-

zuhalten.  

Unter anderem auf diese Entwicklung zielte die PI Joss. Ziel ist es, einen gewissen 

Ausgleich bei den Soziallasten zu erwirken. Nachdem die STGK entschieden hat, 

nicht den Finanzausgleich zu ändern, sondern bei den Spezialgesetzen anzuset-

zen, stehen nun die Zusatzleistungen im Fokus. Die Grünen sind klar der Mei-

nung, dass bei den Zusatzleistungen kein Wettbewerb mehr unter den Gemeinden 

herrschen soll. Daher haben wir mit unserem Minderheitsantrag eine Poollösung 

vorgeschlagen. Der Kanton soll die Hälfte, 50 Prozent der Zusatzleistungen über-

nehmen und die Gemeinden sollen sich die anderen 50 Prozent solidarisch unter-

einander aufteilen. Diese solidarische Finanzierung durch die Gemeinden ist im 

Kanton bereits beim Kinder- und Jugendheimgesetz (KJG) eingeführt. Dieses 

Modell liesse sich auch bestens bei den Zusatzleistungen anwenden. Solidarität 

ist aber für viele Gemeinden nicht das, was sie wollen. Sie haben viele gutbetuchte 

Einwohnerinnen und Einwohner und hoffen, dass das so bleibt. In vielen ländli-

chen Gemeinden mit heute tiefem oder mittleren Steuerfuss ist eine starke Alte-

rung der Bevölkerung in Gang. Diese Gemeinden wären gut beraten, sich heute 
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schon für eine solidarische Finanzierung der Zusatzleistungen auszusprechen. 

Aber leider wird nicht langfristig gedacht. Vielmehr engagiert man sich dafür, 

dass die Kosten der Gemeinden allgemein zulasten der Kantonskasse sinken.  

Die langwierigen Verhandlungen zur Neuverteilung der Soziallasten gerade auch 

in der letzten Woche haben unsere Hoffnung auf eine politische Umsetzbarkeit 

der solidarischen Finanzierung unter den Gemeinden nun definitiv zunichtege-

macht. Aus diesen Gründen ziehen wir unseren Minderheitsantrag für eine Pool-

lösung zurück. Wir schliessen uns dem Kommissionsantrag an, sind damit aber 

gar nicht zufrieden. Die Unterschiede unter den Gemeinden werden nur minim 

abgemildert. Auch mit einem 30-prozentigen Kostenanteil wird es Gemeinden 

geben, welche nur mit Unbehagen kostengünstige Alterswohnungen ohne Wohn-

sitzbegrenzung bauen werden. Der Wettbewerb und somit die tendenzielle Ab-

lehnung von älteren Zuzügerinnen und Zuzügern ohne fettes finanzielles Polster 

wird nicht aus der Welt geschafft. Die Kantonskasse wird durch diese halbpatzige 

Lösung stark belastet. Und wie wir nun alle wissen, wird das Geld in Zukunft 

deutlich spärlicher fliessen. Der Kompromissvorschlag der Kommission ist ledig-

lich ein kleiner Schritt zu etwas mehr Ausgleich und für uns der sprichwörtliche 

Spatz in der Hand.  

 

Farid Zeroual (CVP, Adliswil): Einleitend gebe ich Ihnen meine Interessenbin-

dung bekannt: Neben meinem Amt als Kantonsrat, als gewählter Kantonsrat, Ver-

treter des Bezirks Horgen, bin ich auch Stadtpräsident von Adliswil. Ich erwähne 

dies an dieser Stelle der guten Ordnung halber, weil Adliswil bei der Umsetzung 

der Steuervorlage 17 auf der Liste der besonders betroffenen Gemeinden steht; 

dies auf der Basis der Daten aus den Jahren 2015 bis 2017, wie im entsprechenden 

Antrag des Regierungsrates ausgeführt. Auf dieser Ausgangslage wurde die SV17 

am 1. September 2019 in Adliswil von rund 60 Prozent der Stimmenden unter-

stützt.  

Nun zur Haltung der CVP-Fraktion zur Anpassung des Zusatzleistungsgesetzes: 

Die CVP-Fraktion wird, wie Sie vielleicht schon ahnen, dem Antrag der Kom-

mission für Staat und Gemeinden zustimmen. Wie vom Kommissionsreferenten 

Jean-Philippe Pinto bereits anschaulich ausgeführt, besteht beim Lastenausgleich 

für die Gemeinden im Kanton Zürich anerkanntermassen Handlungsbedarf. Um 

das Wie und das Wieviel des Ausgleichs wurde schon ausgiebig gefeilscht. Ein-

gebracht haben sich neben den Fraktionen auch der Gemeindepräsidentenverband 

und einzelne Gemeinden und Städte. Letztendlich und erfreulicherweise hat sich 

eine Mehrheit der Kommission für den von CVP und GLP auf den Weg gebrach-

ten Antrag ausgesprochen. Mit dem Kostenanteil des Kantons von 70 Prozent 

kann für die Gemeinden ein erforderlicher Ausgleich geschaffen werden. Dies in 

einem Bereich, in welchem die einzelnen Gemeinden selber kaum Einflussmög-

lichkeiten haben oder Lenkungsmassnahmen umsetzen können. Die Umsetzung 

des Lastenausgleichs erachtet die CVP-Fraktion als wichtige Massnahme für den 

sozialen Ausgleich unter den Gemeinden im Kanton, aber auch als wichtiges Zei-

chen an die Bürgerinnen und Bürger in den Gemeinden, und zwar unabhängig 
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vom Ausgang der Abstimmung zur SV17. Die Entwicklung der Zusatzleistungen 

wird viele Gemeinden, unabhängig von der SV17, vor Herausforderungen stellen. 

Mit der SV17 hat manche Gemeinde keine Entlastung für ihre Aufgaben, sondern 

höchstens eine zusätzliche Herausforderung für die Finanzierung der Zusatzleis-

tung erhalten. Mit der Zustimmung zur SV17 haben die Stimmbürgerinnen und 

Stimmbürger dem Regierungsrat das Vertrauen für eine massvolle Umsetzung des 

Steuergesetzes mit definierten Massnahmen für den Ausgleich geschenkt, ohne 

Wenn und Aber und ohne Verknüpfung oder Vermengung mit dem Zusatzleis-

tungsgesetz. Die SVP hätte jahrelang Zeit gehabt, sich konstruktiv in die Beratung 

des Gesetzes einzubringen. Nun auf der Zielgeraden noch einen Schwenker hin-

zulegen, zeugt nicht von vorausschauender Planung und schafft kein Vertrauen in 

die Absichten.  

Die CVP unterstützt den Antrag der Kommissionsmehrheit und lehnt den kurz-

fristig nachgereichten und mit der heissen Nadel gestrickten Minderheitsantrag 

der SVP ab. Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

Walter Meier (EVP, Uster): Die PI Joss hat die STGK während der ganzen Le-

gislatur begleitet. Bereits nach der ersten Anhörung war für alle klar: Die Sozial-

lasten sind in einigen Gemeinden ein Problem, teilweise ein massives. Der Ge-

meinde- und Wirksamkeitsbericht 2017 bestätigte dann die Situation. Gegen Ende 

der Legislatur konnten wir feststellen, dass sich die Situation in den Jahren 2015 

bis 2019 etwas entspannt hat. Trotzdem: Das Problem ist nach wie vor so gross, 

dass Handlungsbedarf besteht.  

Die PI Joss fordert einen Soziallastenausgleich im Finanzausgleichsgesetz. Dieser 

Weg hätte allerdings einen Haken: Ein Soziallastenausgleich im Finanzaus-

gleichsgesetz müsste aufgrund von irgendwelchen Ausgleichsfaktoren festgelegt 

werden. Wie immer man diese festlegen würde, es würde zwar den meisten be-

troffenen Gemeinden helfen, aber es kämen auch Gemeinden in den Genuss die-

ses Ausgleichs, welche gar kein Problem bei den Soziallasten haben. Das wäre 

störend. Wollte man nur die Gemeinden mit einem grossen Anteil an Soziallasten 

entlasten, würde es ein Spezialgesetz brauchen. Dafür waren jedoch keine Mehr-

heiten in der Kommission zu finden.  

Der STGK-Antrag ist der kleinste gemeinsame Nenner, um das Anliegen der PI 

Joss umzusetzen. Es wird vorgeschlagen, den Paragrafen 34 des Zusatzleistungs-

gesetzes zu ändern. Der Kantonsanteil bei den Zusatzleistungen soll auf 70 Pro-

zent steigen, gleichzeitig der Betrag auch gedeckelt werden. Das betrifft vor allem 

die Stadt Zürich.  

Die EVP unterstützt diesen Antrag. Gleichzeitig lehnt die EVP den verbleibenden 

Minderheitsantrag ab. Das Zürcher Stimmvolk hat am 1. September 2019 der 

Steuervorlage 17 zugestimmt. In diesem Paket ist eine leichte Erhöhung von 44 

auf 50 Prozent des Kantonsanteils der Zusatzleistungen vorgesehen. Die STGK 

schlägt mit diesem Antrag eine weitere Erhöhung vor, was die Auswirkungen der 

Steuervorlage für die Gemeinden nochmals etwas abfedern würde. Wir waren da-



- 14 - 

mit einverstanden, die PI Joss erst nach der Volksabstimmung zur SV17 zu bera-

ten. Aber die Erhöhung des Kantonsanteils bei den Zusatzleistungen auf 70 Pro-

zent haben wir nie mit einer weiteren Senkung des Gewinnsteuersatzes verknüpft. 

Das machen wir auch heute nicht.  

 

Laura Huonker (AL, Zürich): Ich war nicht mitbeteiligt an den Diskussionen in 

der STGK, ich bringe mit grundsätzlichen Überlegungen die Haltung der Alter-

nativen Liste zum Soziallastenausgleich im Finanzausgleich und vorliegenden 

Anträgen ein. Vorab ist zu sagen: Es handelt sich hier um eine finanzpolitische 

und nicht um eine sozialpolitische Vorlage. Es bekommt niemand einen Rappen 

mehr oder weniger Ergänzungsleistungen. Die Sozialausgaben werden durch die 

Kantone und Gemeinden finanziert. Wie die Kosten zwischen Kanton und Ge-

meinden aufgeteilt werden und ob es zwischen den Gemeinden einen Lastenaus-

gleich gibt, bestimmt jeder Kanton, also auch wir, auf seine Weise. Aus unserer 

Sicht wäre ein kantonales Finanzierungsmodell der Ergänzungsleistungen das 

Richtige, eine Garantie für Gleichbehandlung der Bürgerinnen und Bürger in glei-

cher Situation im Kanton, ungeachtet der Wohngemeinde. Das ist aber für Zürich 

eine Illusion, denn der Kanton hat kein Geld. Er hat sich in Steuergeschenken an 

grosse Unternehmen und Aktionäre verausgabt. Für den sozialen Ausgleich, wie 

zum Beispiel für Familienkompensationen wie in anderen Kantonen, fehlt nun 

das Geld.  

Dieser Politik des Steuersenkens, des nachfolgenden Sparens und des Druckes auf 

Normalsterbliche und Geringverdienende ist die AL konsequent entgegengetre-

ten. Und genau das werden wir auch weiterhin tun. Und Sparpakete drohen erneut. 

Das Kantonsbudget wurde uns zwei Tage nach der Abstimmung vom 1. Septem-

ber 2019 am vergangenen Dienstag präsentiert. Es zeichnet sich ein Defizit von 1 

Milliarde Franken ab. Die Zürcher Finanzen bieten keinen Handlungsspielraum 

für Steuersenkungen, weder für die SV17 noch für eine weiterführende Reduktion 

der Unternehmenssteuern. Und vor dieser Frage stehen wir heute: Wie soll der 

Kanton mit einer leeren Kasse für die Gemeinden Gutes tun und den mit Aus-

nahme der SVP unbestrittenen nötigen Ausgleich zwischen den Gemeinden her-

beiführen? Dazu gleich mal drei Bemerkungen:  

a. Die Regierung ist willens, 200 Millionen Franken an die Gemeinden zwecks 

Ausgleich zu verteilen. Dies, obwohl sie die Regelung zu Recht lieber in einem 

anderen Gesetz festgehalten hätte, mit der Feststellung, dass ihr dazu das Geld 

nach der Abstimmung vom 1. September 2019 fehlt. Die Senkung des Steuerfus-

ses von 2 Prozent wurde von Regierungsrat Ernst Stocker abgeblasen, ein Einge-

ständnis und der Wegfall des Zückerlis an die Schicht gutgestellter Privatperso-

nen.  

b. Der Kanton verschiebt mit dieser Vorlage 200 Millionen Franken an die Ge-

meinden. Gemeinden mit höheren Ergänzungsleistungsausgaben erhalten mehr, 

die anderen weniger, aber alle Gemeinden bekommen mehr Geld. Das ruft nach 

einem Ausgleich des Ausgleichs, und dem Kanton fehlt das Geld.  
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c. Nach getaner Kommissionsarbeit holt uns somit der Basar ein, in etwa so: Ich 

gebe dir 4 Franken und du gibst mir 1 Franken zurück. Dann gebe ich dir 3.50 

Franken und daran beteiligen wir uns mit einer Kostenbeteiligung von X und X, 

um zu verhindern, dass die Grossen zu viel bekommen. Oder doch lieber umge-

kehrt mit X und X, um zu verhindern, dass die Kleinen kaum etwas bekommen. 

Das ist ein absurdes Theater, herbeigeführt durch die bürgerliche Steuersenkungs-

politik. Der Ausfall für den Kanton beträgt 200 Millionen Franken, das entspricht 

3 Steuerprozenten. Sparen an Klimavorsorge und Kultur, an Bildung und an So-

zialem, das kommt für uns nicht infrage.  

Obwohl wir das feststellen, ist aus unserer, aus Sicht der AL das Ringen um eine 

Lösung für einen Lastenausgleich zwischen den Gemeinden richtig und wichtig 

und ist etwas, wofür die Alternative Liste schon seit jeher einsteht. Alles, was den 

Druck auf die Sozialaufgaben lindert, ist der AL wichtig. Denn es gibt in unserem 

Land kein Recht auf Wohnen, kein Recht auf eine Arbeit. Die Krankenkassen 

übernehmen viele Kosten nicht, Zahnarzt-, Kita- (Kindertagesstätte) und Wohn-

kosten drücken die Leute. Weniger Menschen können für ihr Alter sparen, Inva-

lide oder nicht 100 Prozent leistungsfähige Menschen kommen schwer zu Ar-

beitsstellen. Wundert sich hier drin eigentlich jemand, dass die Sozialkosten stei-

gen? Das hat nichts mit Hängematten und Ansprüchen und Fehlanreizen zu tun, 

liebe SVP, in eurem Konzept steckt eben der Wurm (Heiterkeit, Anspielung auf 

die laufende Plakat-Wahlkampagne der SVP mit einem von Würmern befallenen 

Apfel).  

Auf die Zusatzleistungen der IV und AHV besteht, vom Bund gesichert, ein 

Rechtsanspruch. Wird dieser realisiert, soll er von vornherein nicht unter dem un-

würdigen Begriff «Soziallasten» abgehandelt und ständigem Druck ausgesetzt 

werden. Ich persönlich finde es diskriminierend und respektlos, dass IV- und 

AHV-Zusatzleistungen als Soziallasten bezeichnet werden. Der Begriff trifft die-

jenigen, die auf Zusatzleistungen angewiesen sind. Menschen und menschliche 

Schicksale, wie Krankheit, Unfälle, Alter, ja, auch Mutterschaft und so weiter, 

sind doch keine Soziallasten. Die einzige Frage, die mich hier und hoffentlich 

auch Sie alle hier drin interessiert, lautet: Wie kommen die IV-Bezügerinnen und 

AHV-Rentner einfach, ohne Schikanen und im ganzen Kanton einheitlich zu ih-

rem Recht und Geld. Der Druck auf die IV-Bezügerinnen und -Bezüger ist enorm 

gestiegen. Die neuen Begutachtungen stellen für sehr viele Betroffene eine un-

menschliche Belastung dar. Die von der SVP vor vielen Jahren angezettelte un-

sägliche Scheininvaliden-Debatte zeitigte schlimme Folgen. Viel Geld der IV 

wurde von den Rentnerinnen zu den Gutachtern – die männliche Form ist absicht-

lich gewählt – umverteilt. Auf die Bezügerinnen der Ergänzungsleistungen zur 

AHV-Rente ist der Druck auch gewachsen. Allein durch die explodierenden Miet-

kosten und den Umstand, dass eine erhebliche und wachsende Zahl von Gering-

verdienenden gar nicht oder nirgends fest angestellt sind und sich mit wechseln-

den Arbeitsverhältnissen begnügen müssen. So wichtig der Ausgleich ist und er 

im Detail gestaltet ist, er ist Schadensbegrenzung. Der AL ist die Prävention wich-
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tig: keine Steuersenkungen mehr. Als Folgen von Steuersenkungen tauchen un-

weigerlich Finanzengpässe auf. Sie mögen sich gleichzeitig oder versetzt bei den 

Gemeinden oder beim Kanton zeigen, herauslaufen tun sie jedoch immer auf das-

selbe: Druck auf die Menschen erzeugen, und zwar auf die, die es schwer haben 

und die keine Lobby haben, die durch Krankheit oder Unfälle in der IV gelandet 

und berechtigt sind, Zusatzleistungen zu erhalten, oder die nach einem langen Le-

ben in bescheidenen Arbeitsverhältnissen und ohne oder mit tiefen BVG-Renten 

(Berufliche Vorsorge) eben eine Ergänzungsleistung zur AHV brauchen, um über 

die Runden zu kommen. Die Frage aber, um die es allein geht, ist, wie man diesem 

Rechtsanspruch am besten nachkommt, und nicht, wie und zu welchem Prozent-

satz man das leere Portemonnaie zwischen den Gemeinden hin und her schiebt. 

Mit einem Wort: Das Thema darf nicht unter dem Obertitel Druck erzeugen und 

es dürfen nicht Sparforderungen gestellt und diskutiert werden. Wir alle wissen, 

wie schwer es Menschen an ihren Arbeitsplätzen haben, wenn sie nicht 100 Pro-

zent leistungsfähig sind. Die Wirtschaft ist stark dafür verantwortlich, dass Sozi-

alausgaben steigen. Ein Wirtschaftszweig, die Versicherungsbranche, sorgt mit 

ihren Anwaltsabteilungen für das Abwimmeln von Unfallopfern. Diese Branche 

wehrt sich erfolgreich gegen Renten und Leistungen vieler Unfallopfer. In der 

Folge fallen diese um ihre Privatversicherungsleistungen Geprellten in die IV und 

mögen als Berechtigte für Zusatzleistungen zur IV auch unter das Gesetz fallen, 

das wir hier beraten.  

Die Alternative Liste gibt dem Kommissionsantrag den Vorzug. Die Verknüpfung 

mit der Steuervorlage lehnen wir ab. Wir behalten uns jedoch unser Abstim-

mungsverhalten für die Schlussabstimmung vor. Bei einer jährlichen Mehrbelas-

tung von 200 Millionen Franken muss die Regierung sagen, woher dieses Geld 

kommen soll. Richtig wäre eine Steuererhöhung von mindestens 2 Prozent, 1 Pro-

zent gleich 70 Millionen Mehreinnahmen. Wenn sich die befürwortende Mitte 

öffentlich dazu verpflichten kann, können wir der Vorlage in der zweiten Lesung 

auch ohne Schwierigkeiten zustimmen. Besten Dank.  

 

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Dass ich als Dietikerin diese PI eingebracht habe, 

ist sicher kein Zufall. Die Soziallasten im Kanton Zürich sind sehr ungleich ver-

teilt, und Dietikon ist da nicht gerade zu gut weggekommen. Wer die Kosten be-

zahlt, ist durchaus eine soziale Frage, und es ist tendenziell solidarischer, wenn es 

auf der kantonalen Ebene ist als bei den Gemeinden. Die Idee im Finanzaus-

gleichsgesetz war ja ursprünglich, dass mit 95 Prozent der Steuerkraft genug fi-

nanzielle Mittel für alle Gemeinden vorhanden wären. Für die zusätzlichen Be-

lastungen gab es Sonderlastenausgleiche, und damit sollten alle Probleme gelöst 

werden. Leider wurden dabei aber die Soziallasten nicht berücksichtigt. Die Kon-

sequenz war und ist: Sozial belastete Gemeinden haben einen viel höheren Steu-

erfuss als diejenigen, die das nicht sind. Andere Gemeinden, die weniger sparsam 

mit ihren Mitteln umgehen, haben tiefere Steuerfüsse. Spiel für Luxus haben so-

zial belastete Gemeinden nicht. Und trotzdem ist der Steuerfuss sehr, sehr hoch. 

Dies ist nicht gerecht für die Einwohnerinnen und Einwohner dieser Gemeinden.  
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Ich möchte der STGK für ihre Arbeit danken, die sie hier gemacht hat. Die PI 

wollte ja insbesondere der Kommission die Möglichkeit geben, einen Kompro-

miss auszuarbeiten. Denn der Gesamtregierungsrat wollte sich ja nicht um das 

Problem der Soziallasten kümmern. Ich finde, es ist eine beispielhafte Leistung 

für parlamentarische Arbeit. Man hat sich informiert mit dem Wirksamkeitsbe-

richt. Dieser hat gezeigt: Die Soziallasten sind ein Problem. Verschiedene Ak-

teure haben sich eingebracht, insbesondere hat der GPV einen sehr konkreten 

Vorschlag gemacht. Es gab eine grosse Kompromissbereitschaft. Der GPV hat 

ursprünglich gefordert, dass man die Ergänzungsleistungen und die Sozialhilfe 

betrachtet. Man war dann soweit kompromissbereit, dass man nur die Ergän-

zungsleistungen angeschaut hat. Es gab eine Kompromissbereitschaft bei der De-

ckelung. Gerade die Gemeinden, die am stärksten belastet sind, wie Zürich, Win-

terthur und Dietikon, verzichten mit der Deckelung im Prinzip darauf, gleich viel 

zu erhalten wie die anderen Gemeinden, damit es eine tragbare Vorlage geben 

kann. Man hat auch akzeptiert, dass es jetzt halt nur 70 Prozent statt 80 Prozent 

sind. Aber am Schluss haben wir heute jetzt einen Vorschlag, der den betroffenen 

Gemeinden doch immerhin noch etwas bringt und für den Kanton trotzdem trag-

bar ist.  

Noch eine kleine Bemerkung zum Last-Minute-Antrag der SVP: Die Verknüp-

fung mit der SV17 ist sehr gesucht. Der Kompromissvorschlag des GPV wurde 

eingebracht, da war die Unternehmenssteuerreform III noch kaum abgelehnt. Die 

STAF (Steuerreform und AHV-Finanzierung) war noch nicht angedacht und von 

der SV17 wusste definitiv noch niemand etwas. Wenn es eine Verknüpfung ge-

geben hätte, dann höchstens eine von einem bauernschlauen Finanzdirektor (Ernst 

Stocker), der eine ungeliebte Vorlage, also den Gegenvorschlag zur PI Joss, los-

werden wollte. Also wenn es schon, zeitlich gesehen, eine Konkurrenzvorlage ge-

geben hat, dann war es die SV17 zu diesem Gegenvorschlag.  

Lassen Sie bitte die betroffenen Gemeinden nicht noch länger warten. Geben Sie 

ihnen diesen Spatz – sie werden sich daran freuen – und stimmen Sie dem STGK-

Antrag zu. Herzlichen Dank.  

 

Jörg Kündig (FDP, Gossau): Zunächst vielen Dank, dass Sie unser Schreiben zur 

Kenntnis genommen haben – ich spreche jetzt als Präsident der Gemeindepräsi-

denten –, es ist ja nicht selbstverständlich, dass Schreiben, die die Parlamentarie-

rinnen und Parlamentarier erreichen, tatsächlich gelesen werden, deshalb kann ich 

mich relativ kurz fassen.  

Ich möchte zunächst etwas zur Verbindung zwischen der Umsetzung der Unter-

nehmenssteuerreform im Kanton Zürich und dieser Vorlage sagen. Ich bin nicht 

immer gleicher Meinung wie Rosmarie Joss, aber es ist doch so, wie sie ausge-

führt hat: Zum Zeitpunkt der Diskussion der PI Joss lag die Umsetzungsvorlage 

der Steuerrevision im Kanton Zürich noch in weiter Ferne, geschweige denn die 

Idee, diese mit der Zusatzleistungsidee des GPV zu verknüpfen. Das ist das eine. 

Auf der anderen Seite haben Sie hoffentlich auch zur Kenntnis genommen, dass 
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die Vorlage bereits bereit war, als die Abstimmung zur Unternehmenssteuerre-

form im Kanton Zürich stattfand. Und trotz dieser Vorlage – oder gerade wegen 

dieser Vorlage – sind wir zu unserer Position gestanden, haben die Unternehmens-

steuerreform mitgetragen, und ich glaube, wir haben einen grossen Anteil am Er-

folg dieser Vorlage. Diese als Erstes.  

Jetzt aber zurück zum Auslöser PI Joss respektive zur Diskussion über die Zu-

satzleistungen, und da muss ich halt wieder den Gemeinde- und Wirksamkeitsbe-

richt von 2017 nehmen. Da hat die Regierung zwar festgestellt, dass es ein Prob-

lem gibt bei den Zusatzleistungen, aber sie hat auch gesagt «Wir sind nicht bereit, 

etwas zu unternehmen». Und ich habe hier im Rat gesagt: Wir vom Verband aus 

werdend die Diskussion um diese Ergänzungsleistungen lancieren, und das war 

auch der Fall, das hat stattgefunden. Es geht natürlich vor allem auch um ein 

Thema, das uns immer wieder beschäftigt, nämlich um die Frage «Wer zahlt, be-

fiehlt» respektive «Wer befiehlt, der soll auch zahlen». Ergänzungsleistungen 

sind keineswegs variabel, sondern da gibt es klare Vorgaben, wie diese auszurich-

ten sind. Und da gibt es keinen Handlungsspielraum. Aber wo es Handlungsspiel-

raum gibt, ist beim Finanzierungsschlüssel. Und alle, die jetzt den Kanton Zürich 

so rühmen, dass er doch nach der Steuervorlage tatsächlich 50 Prozent an diese 

Zusatzleistungen finanziert, der vergisst, dass sich der Bund deutlich daran betei-

ligt, nämlich zu mehr als der Hälfte. Der Bund zahlt einen grossen Teil an den 

Kanton Zürich und wir als Verband haben uns im Rahmen der Steuervorlage des 

Bundes sogar dafür eingesetzt, dass die Ergänzungsleistungen seitens des Bundes 

besser finanziert werden, also, dass der Kanton Zürich vom Bund noch mehr Geld 

für die Ergänzungsleistungen erhält. Dieser Finanzierungsschlüssel ist etwas ver-

borgen, aber der Kanton Zürich ist nicht Alleinfinanzierer. Das als weiterer Punkt.  

Und ganz zentral für uns Gemeinden ist: Wir haben keinen Spielraum – wer zahlt, 

befiehlt. Natürlich ist uns der Kanton Zürich auch wichtig – ich betone das immer 

wieder – und deshalb haben wir, auch ich persönlich, immer wieder klar gesagt: 

Wir müssen in der Lage sein, die Unternehmen im Kanton Zürich zu halten. Wir 

müssen in der Lage sein, unsere Aufgaben zu finanzieren. Und ich glaube nicht, 

dass wir von dieser Position irgendwo auch nur gegen aussen symbolisch abge-

rückt sind. In diesem Sinne: Trennen Sie die beiden Vorlagen. Wir sprechen hier 

jetzt über die Soziallastenverteilung, über die Finanzierung der Soziallasten und 

nicht über andere Vorlagen. Darum ist dieser Schlüssel – 30 Prozent für die Ge-

meinden und 70 Prozent für den Kanton Zürich – das, was für die Gemeinden 

wertvoll ist, und ich danke Ihnen, wenn Sie das auch so sehen.  

Vielleicht noch als Schmankerl zum Schluss: Ich habe durchaus wertschätzend in 

vielen Diskussionen hier immer wieder das Wort «Gemeinden» gehört. Praktisch 

in jeder Vorlage kommt ein Stichwort «Wir setzen uns ein für die Gemeinden». 

Jetzt haben wir quasi den Lackmustest: 70 Prozent Kanton – 30 Prozent Gemein-

den. Die Gemeinden werden es Ihnen danken. Danke vielmals.  

 

Erika Zahler (SVP, Boppelsen) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte noch auf den 

Brief des GPV eingehen. Der leitende Ausschuss hat ja in seinem Schreiben vom 
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5. September 2019 darauf hingewiesen, dass die Ablehnung des STGK-

Kompromisses fatal sein würde. Ich möchte dazu zwei Bemerkungen machen, das 

eine ist: Als STGK-Vertreterin sehe ich mich durch so einen Brief genötigt. Und 

in meinem zweiten Mandat als Gemeindevertreterin fühle ich mich vor den Kopf 

gestossen.  

Dann weiter noch etwas zu Kollegin Rosmarie Joss, sie hat von den Steuerfüssen 

gesprochen: Wenn man die Entwicklung der Steuerfüsse zurückverfolgt, ist es so, 

dass die Schere immer mehr zugeht. Der Finanzausgleich führt zu dieser Ausge-

glichenheit in unserem Kanton. 

Und zu guter Letzt möchte ich nochmals betonen, dass wir, die SVP, bereit sind 

und Hand bieten und eine Lösung offerieren, der Sie zustimmen können. Die FDP 

hat das bereits erkannt. Ich möchte Sie bitten, im Sinne der Sache in der Abstim-

mung einer Lösung den Weg zu bereiten, die von allen Parteien getragen wird. 

Ich denke, das ist auch im Sinne der Bevölkerung im Kanton Zürich. Besten Dank.  

 

Hans Egli (EDU, Steinmaur): Nach dem Verlesen der sozialistischen Charta der 

AL-Sprecherin (Laura Huonker), die aus meiner Sicht für jedes bürgerlich den-

kende Mitglied des Kantonsrates hier unerträglich war – es war unsäglich, was 

wir gehört haben –, die weltfremd war, möchte ich diese Zeilen nicht einfach un-

widersprochen stehen lassen. Das sozialistische Wirtschaftssystem funktioniert 

nicht, das hat uns die Geschichte gezeigt. Das sozialistische Wirtschaftssystem 

ermöglicht keinen richtigen Sozialstaat, wie wir ihn hier haben. Das sozialistische 

Wirtschaftssystem hat den Kollaps erlitten. Es gibt kein besseres Wirtschaftssys-

tem wie dasjenige der westlichen Welt, nämlich den Kapitalismus. Der Kapitalis-

mus ermöglicht erst einen langfristig funktionierenden Sozialstaat. Das heisst, 

Leute, die wirtschaftliche Hilfe benötigen, haben das Recht, diese wirtschaftliche 

Hilfe auch zu erhalten. Das funktioniert bei uns in der Schweiz, und das möchte 

ich hier betonen. Wir haben einen gut ausgebauten Sozialstaat. Es gibt x Kassen, 

es gibt x Nebenkassen. Ich bin zum Beispiel im Jugendhilfeverein Bezirk Diels-

dorf dabei. Es gibt Gesuche für Ansprüche, für Leistungen, und diese werden auch 

bezahlt. Es gibt aber sehr viele Gesuche, bei denen man sagen muss: Nicht mal 

der Durchschnittsbürger kann sich leisten, was der Sozialhilfebezüger sich 

wünscht. Ich möchte hier einfach betonen: Wir haben ein gutes Wirtschaftssys-

tem. Und der Link zur Unternehmenssteuerreform muss hier auch gemacht wer-

den. Wir brauchen gute Unternehmen. Unternehmen sind keine Feinde des Sozi-

alstaates, sondern Unternehmen finanzieren den Sozialstaat. Und von diesem 

Kompromiss, den wir am 1. September 2019 angenommen haben, vor dieser Aus-

gangslage und auch vor der heutigen Abstimmung möchte ich einfach betonen: 

Es ist wichtig, dass wir eine gute Wirtschaft haben, dass wir der Wirtschaft Sorge 

tragen und nicht von verblendeten Sozialisten zu hören bekommen, was hier alles 

Abstruses angeblich passieren wird. Von diesem Ausgangspunkt möchte ich 

Ihnen sagen: Die EDU wird selbstverständlich wie die SVP auch konstruktiv, aber 

kritisch dieses Gesetz verabschieden.  
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Hans-Peter Brunner (FDP, Horgen) spricht zum zweiten Mal: Aufgrund der er-

folgten Voten ist leider zu erwarten, dass die kluge, faire und ausgewogene Hal-

tung von SVP, EDU und FDP am Schluss keine Mehrheit in diesem Rat finden 

wird. Dies ist ausdrücklich zu bedauern. Einzig noch die AL ist unsere letzte Hoff-

nung (Heiterkeit), ihr habt eure Meinung noch nicht ganz gemacht, und vielleicht 

liegt da ja noch etwas drin, uns würde es freuen. Die FDP sieht sich deshalb vor 

die Wahl gestellt, entweder, dem Vorsichtsprinzip folgend, die Vorlage ganz ab-

zulehnen und damit dem regierungsrätlichen Antrag zu folgen, oder aber, den 

bloss mündlichen Zusicherungen des GPV vertrauend, einer dem Kanton jährlich 

mit 100 Millionen Franken zusätzlich zu Buche schlagende Vorleistung an die 

Gemeinden zuzustimmen. Die dritte Variante einer vergemeinschafteten Poollö-

sung wollten ja weder die Gemeinden noch die STGK und heute offenbar auch 

die Grünen nicht mehr. So wie jetzt die Haltungen sind, wird die FDP – und darum 

unterscheiden wir uns in der Ausgangslage klar von derjenigen der SVP – den 

ursprünglich vereinbarten Kompromiss der STGK schlussendlich mittragen. Die 

FDP steht damit in jedem Fall zu ihrem Wort für eine 30-zu-70-Lösung zugunsten 

der Gemeinden und Städte. Wir werden aber sehr genau hinschauen, wie sich 

CVP, GLP, EVP und auch der GPV in der künftigen parlamentarischen Beratung 

und in der folgenden Abstimmung zum zweiten Senkungsschritt der SV17 posi-

tionieren und verhalten werden. Hier geht es dann in der Tat um Treu und Glau-

ben, um die Worte des GPV zu verwenden. Ebenso werden im Falle einer Ableh-

nung der gestaffelten Umsetzung des Soziallastenausgleichs die Mitteparteien 

zwingend Farbe zu bekennen haben, wo und wie sie denn die nicht budgetierten 

zusätzlichen Transfers des Kantons an die Gemeinden von mehr als 100 Millionen 

Franken pro Jahr einsparen wollen. Bereits bei der gestaffelten Umsetzung wird 

es zu schmerzhaften Einschnitten im übrigen Kantonsbudget kommen müssen. 

Bei dieser Ausgangslage wird man sich über den fehlenden Spielraum für ökolo-

gische Projekte nicht wundern dürfen. Und dies noch an diejenigen Gemeinden, 

die für die nächsten vier Jahre den Status «Ausgleich für besonders betroffene 

Gemeinden aus der SV17» haben: Die Gelder, die Sie vom Kanton erhalten, dür-

fen Sie dann nicht verwenden, um Ihren Steuerfuss zu senken, sonst gehen Sie der 

Gelder verlustig, die der Kanton aus der SV17 für Sie bereitgestellt hat. Das heisst 

mit anderen Worten: Es wird zu einer automatischen Erhöhung der Fiskalquote 

führen. Das ist nicht im Sinne einer liberalen FDP und ich bitte Sie, sich dessen 

bewusst zu sein. 

In diesem Sinne hoffe ich immer noch auf einen glücklichen Ausgang, aber wir 

sind bereit und tragen schlussendlich auch den Kompromiss mit, wie ihn die 

STGK erarbeitet hat.  

 

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt): Aus meiner Sicht, aus der Sicht des Gemein-

depräsidenten von Niederglatt und aus der Sicht meiner Rolle als Kantonsrat, 

empfehle ich, dieser Vorlage die Flügel zu stutzen und sodann dem Antrag der 

SVP Folge zu leisten, aus verschiedenen Gründen:  
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Grundsätzlich erachte ich die Vorlage, so wie sie jetzt dasteht, als völlig falsches 

Signal an die Bevölkerung. Die Gemeinden sollen nämlich die Kosten für das 

soziale Netz, also für die Ergänzungsleistungen von Rentnerinnen und Rentnern 

nicht mehr hauptsächlich tragen. Für die eigenen Rentnerinnen und Rentner zu 

sorgen, soll wesentliche und hauptsächliche Sache des Kantons werden. Demge-

genüber stehen jedoch die immensen Aufgaben der Gemeinden aufgrund der Mig-

ration und des Asylwesens: Sozialhilfe, Integrationskosten, Deutsch als Zweit-

sprache et cetera. Ich persönlich habe ein völlig anderes Verständnis von Gemein-

wesen. Ich habe das Verständnis, dass der Bund die finanziellen Folgen für seine 

fehlgeleitete Migrationspolitik übernehmen soll, selber übernehmen soll, und die 

Gemeinden entlasten soll, und die Gemeinden demgegenüber für die eigene Be-

völkerung geradesteht, insbesondere für AHV-Bezügerinnen und -Bezüger. 

Zweitens: Die Kantonsfinanzen, die Zahlen liegen ja bekanntlich auf dem Tisch. 

Es braucht Anstrengungen in der kommenden Budgetdebatte, damit das Parla-

ment der Bevölkerung das geben kann, was sie erwartet, nämlich die versprochene 

Steuersenkung von 2 Prozent. Wenn dieses Parlament hier den vorliegenden 

STGK-Vorstoss annimmt, dann macht es dies auf dem Buckel des Mittelstandes. 

Wenn Sie dem SVP-Kompromiss zustimmen, werden die Kantonsfinanzen weni-

ger belastet. Es besteht dann eine realistische Aussicht auf eine Senkung der Kan-

tonssteuern um 2 Prozent. Und die Gemeinden sind ja dann frei, selber zu ent-

scheiden, ob sie ihre Gemeindesteuerfüsse so belassen oder ob sie die Möglich-

keiten, welche durch die kantonale Steuersenkung geschaffen wurden, kompen-

sieren wollen. Das wäre eine grundliberale Haltung.  

Dann der dritte Punkt und der wesentlichste Punkt: Das Problem wird nicht gelöst. 

Statt einen Lastenausgleich zwischen den Gemeinden zu schaffen, wie das ur-

sprünglich angedacht war, mutierte diese Vorlage zu einem simplen Griff in die 

Kantonsfinanzen. Sie haben es von Silvia Rigoni gehört, diese Vorlage wird das 

Problem nicht lösen. In diesem Kontext kommt mir der Spruch von Paul Watzla-

wick (österreichischer Kommunikationswissenschaftler) in den Sinn «Die Ver-

meidung eines Problems dient zu dessen Verewigung». Und geschätzte Vertrete-

rinnen und Vertreter der Bürgerlichen und der Mitte, ich bin überzeugt, dass die 

Linke früher oder später mit einem Vorstoss in Sachen Soziallastenausgleich wie-

der aufmarschieren wird. Sie haben Rosmarie Joss gehört, wenn Sie genauer hin-

gehört haben: Rosmarie Joss spricht von einem Spatz für die Gemeinden. Also 

machen Sie sich da keine Illusionen, CVP, EVP, GLP, es ist so klar wie das Amen 

in der Kirche, dass da noch etwas nachgereicht wird.  

Und um den Gedanken von Laura Huonker wiederaufzunehmen: In dieser Vor-

lage ist der Wurm drin. Und Sie haben es gehört, die AL spielt sehr geschickt 

Powerplay damit. Insofern haben Sie die Möglichkeit, dieser wurmstichigen Vor-

lage die Zähne zu ziehen, sie abzuschwächen und dem Kompromissantrag der 

SVP Folge zu leisten. Besten Dank.  

 

Markus Schaaf (EVP, Zell): Wir sind jetzt mehrmals in die Pflicht genommen 

worden – Pflicht in Anführungszeichen –, wir hätten ein Versprechen abgegeben, 
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dass die Steuern um 2 Prozent gesenkt würden. Ich möchte hier einfach betonen: 

Die EVP hat ein solches Versprechen nie abgegeben, fühlt sich an kein Verspre-

chen, das ihr hier in den Mund gelegt wird, gebunden. Wir haben in unserer Me-

dienmitteilung zur letzten Abstimmungsvorlage gesagt, damit sei für uns vorläu-

fig das Ende der Fahnenstange erreicht in Sachen Steuersenkung. Nun gilt es zu-

erst die Folgen dieses Entscheids abzuwarten, und dann kann wieder neu entschie-

den werden. Wenn also Herr Schmid von irgendwelchen Versprechen spricht, 

dann darf er das selbstverständlich tun, nur soll er damit nicht andere in Geiselhaft 

nehmen. Ein Versprechen hat er abgegeben, dazu darf er ruhig auch stehen. Als 

EVP möchte ich hier aber betonen: Wir haben nie ein Versprechen für Steuersen-

kungen abgegeben, und dazu stehen wir.  

 

Markus Bischoff (AL, Zürich): Es ist in der Tat eine merkwürdige Vorlage, die 

den Kanton rund 200 Millionen Franken pro Jahr kosten wird. Das ist keine er-

fundene Zahl. In der Steuervorlage steht: Wenn man den Anteil von 44 auf 50 

Prozent erhöht, kostet das den Kanton 60 Millionen Franken. Wenn man das von 

50 auf 70 Prozent erhöht, muss es folglich 200 Millionen Franken kosten. So et-

was hätte ich dann schon erwartet, dass man das im Bericht oder im Antrag der 

Kommission schreibt und dass der Vorsitzende das auch erwähnen würde. Ich 

gehe ja nicht davon aus, dass der Gemeindespräsident von Volketswil (Jean-Phi-

lippe Pinto) an der Gemeindeversammlung nicht sagt, was seine Vorlage kostet. 

Nun kann man sagen: Das ist gerecht, wir haben ja letzte Woche 240 Millionen 

Franken Ausfall beschlossen, damit die Unternehmen weniger Steuern bezahlen 

müssen, jetzt geben wir den Gemeinden etwas. Das kann man schon machen, aber 

fairerweise müsste man natürlich auch sagen, wie man das finanziert. Und von 

Steuersenkungen reden wir schon gar nicht mehr, Herr Schmid, wir sind hier jetzt 

an einem ganz anderen Punkt. Ich gehe davon aus, dass das, was Herr Stocker am 

letzten Montag präsentiert hat, kein Märlitram ist; das ist ungefähr das, was der 

Regierungsrat erwartet. Dann folgt ein ziemlicher Verteilkampf innerhalb des 

Kantons, wo das Geld gespart werden soll, und wir erwarten von der Mehrheit, 

wenn sie diesem Vorschlag zustimmt, schon, dass sie auch sagt, wo man das Geld 

hernimmt. Wir reden nicht von Steuersenkungen. Wenn wir das richtig an-

schauen, dann müssten wir die Steuern erhöhen, um das zu finanzieren. Das ist 

die Realität. Ich hätte hier drin schon gern auch ein Wort der Kommission dazu 

gehört, wie man das finanziert. Und dann kann man auch darüber reden, wenn 

man das richtig finanziert, ob das Projekt sinnvoll ist oder nicht. Es ist ja immerhin 

so, dass gewisse Gemeinden darauf angewiesen sind und dass es richtig ist, dass 

man diesen Ausgleich macht. Aktuell ist es ungerecht und bedarf der Korrektur, 

aber dass wir dann allen Gemeinden Geld geben, auch den reichen Gemeinden, 

die das gar nicht nötig haben, das ist an dieser Vorlage wirklich ein bisschen frag-

würdig. Ich bitte Sie deshalb, auch den Referenten der Kommission, zur Vorlage 

einmal ein Wort zur Finanzierung zu sagen.  
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Céline Widmer (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: An die Adresse der FDP: 

Der STGK-Kompromiss ist ausgewogen, er ist tragbar und er löst das Problem; 

natürlich nur teilweise, aber es ist ein Schritt in die richtige Richtung. Und hier an 

die Adresse der AL, Markus Bischoff: Selbstverständlich ist die Frage der Finan-

zierung, wie wir die Sozialleistungen finanzieren, ein soziales Anliegen. Sie ha-

ben es gehört, die Gemeinden versuchen, ihre ärmsten Leute in andere Gemeinden 

abzuschieben. Natürlich steigt die Akzeptanz für Sozialleistungen, wenn wir diese 

als Gesellschaft gerecht finanzieren. Und selbstverständlich ist der Vorschlag, den 

wir jetzt auf dem Tisch haben, nicht das, was wir uns in der Theorie erhoffen 

würden, aber es ist nun mal eine tragfähige, eine mehrheitsfähige Variante. Der 

Vorschlag der SVP ist das nicht.  

Nochmals, ich habe es schon gesagt, zur Finanzierung, liebe AL: Es sind im 

Budget neben den vorgesehenen Steuerausfällen mit dem zweiten Schritt SV17 

zusätzlich 140 Millionen Franken für zusätzliche Steuersenkungen eingestellt. 

Hier haben wir die Möglichkeit. Es ist nicht so schwarz, wie Sie das hier malen, 

wir können das tragen. Ich kann mir überhaupt nicht erklären, wie eine linke Partei 

den Soziallastenausgleich hier verhindern will. Vielen Dank.  

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Die Regierung ist in zwei Punkten mit dem 

Kantonsrat einig. Der erste Punkt: Die Unterschiede in den Belastungen der Ge-

meinden durch die Aufwendungen für soziale Leistungen sind gestiegen. Das 

weist er im Gemeinde- und Wirksamkeitsbericht aus, der bereits erwähnt wurde. 

Aktuelle Zahlen deuten darauf hin, dass dies weiter zunimmt. In einem zweiten 

Punkt ist der Regierungsrat ebenfalls mit dem Kantonsrat einig: Wenn man das 

Problem beheben will, dann soll man es nicht im Finanzausgleichsgesetz tun, son-

dern in den jeweiligen Spezialgesetzen. Eine Massnahme wurde bereits mit dem 

KJG getroffen, hier liegt eine zweite vor.  

Klarstellen möchte ich auch, wie der Regierungsrat zur Verknüpfung von Sozial-

lastenausgleich und SV17 steht: Der Regierungsrat hat verschiedentlich klarge-

macht, das letzte Mal öffentlich oder halböffentlich – es war eine Informations-

veranstaltung für Gemeinden und Unternehmen – am 5. Februar 2019, dass es 

keinen Zusammenhang gibt zwischen dem Projekt «Steuervorlage» und dem Pro-

jekt «Soziallastenausgleich». Die Massnahme, dass zur Akzeptanz der Steuervor-

lage 17, die am vorletzten Sonntag zur Abstimmung kam, als Massnahme eine 

Erhöhung der Zusatzleistungen ins Auge gefasst und letztlich auch als Kompro-

miss dem Volk vorgelegt wurde, war das Anliegen der Gemeinden. Sie haben das 

eingebracht und gesagt, damit würde ihre Belastung ein Stück weit kompensiert. 

Welcher Deal, welcher Ausgleich in einem allfälligen zweiten Schritt zur Steuer-

senkung diskutiert werden muss, das wird der Kantonsrat zu jenem Zeitpunkt zu-

sammen mit allen Akteuren entscheiden. Es gibt keine Haltung des Regierungs-

rates, dass es wieder die Zusatzleistungen sein sollen. Darauf hat der Regierungs-

rat immer Wert gelegt und hat das immer klar festgehalten.  

Nicht einig ist der Regierungsrat mit dem Kantonsrat, was jetzt die getroffene 

Lösung der STGK angeht, weil er mit Blick auf die kantonalen Finanzen gleich 
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wie die Grünen der Meinung ist, dass zwar die Unterschiede grösser werden, dass 

das aber die Gemeinden, wenn man das beheben will, untereinander lösen sollen 

– in einer Poollösung. Auch das hat der Regierungsrat im Gemeinde- und Wirk-

samkeitsbericht festgehalten, und diese Haltung hat er in all seinen Stellungnah-

men konsequent weiterverfolgt.  

Der Regierungsrat ist bei einer Beratung einer parlamentarischen Initiative an der 

Seitenlinie. Bei einer parlamentarischen Initiative ist der Lead in der Gesetzesbe-

ratung und in der Ausgestaltung der Vorlage beim Kantonsrat. Der Regierungsrat 

anerkennt und hat auch Respekt vor den Bemühungen, hier einen Kompromiss zu 

finden. Er hält aber trotzdem an seiner Haltung fest und lehnt diese Vorlage ab.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I. 

§ 34 

Ratspräsident Dieter Kläy: Der Minderheitsantrag von Silvia Rigoni wurde zu-

rückgezogen, sodass nur noch der Antrag der SVP-Fraktion dem Kommissions-

mehrheitsantrag gegenübergestellt wird.  

 

Antrag der SVP: 
1 Der Kanton leistet den Gemeinden einen Kostenanteil an den anrechenbaren der 

Teil der von ihnen ausbezahlten Zusatzleistungen im Umfang von 60% bei einem 

Gewinnsteuersatz für Unternehmen von mindestens 7%, 70% bei einem Gewinn-

steuersatz für Unternehmen von maximal 6%. 
2 Anrechenbar sind höchstens 125% der durchschnittlichen Bruttokosten pro Kopf 

der Gesamtbevölkerung.  

 

Martin Hübscher (SVP, Wiesendangen): Ja, es besteht Handlungsbedarf, wir ha-

ben das bereits gehört. Die Bedeutung der Sozialkosten und die diesbezüglichen 

Unterschiede zwischen den Gemeinden sind grösser geworden, das wurde eben-

falls bereits erwähnt und kam im Wirksamkeitsbericht zum Ausdruck. Aus sach-

licher und rechtlicher Sicht ist es jedoch weder zweckmässig noch zielführend, 

auf diese Entwicklung hin einfach mit einem neuen Instrument Geld zu verteilen. 

Haben Sie sich auch schon überlegt, ob Sie Ihr Anliegen stufengerecht einbrin-

gen? Das Problem liegt doch beim Bund und nicht beim Kanton. So sind die Voll-

zugsbestimmungen des Kantons dem Bund zur Genehmigung einzureichen. «Wer 

zahlt, befiehlt» wurde vorher gesagt, oder umgekehrt «Wer befiehlt, der zahlt», 

könnte man auch sagen. Und da befiehlt eben nicht der Kanton, sondern der Bund. 

Bereits 2020 sind Zusatzleistung von 428 Millionen Franken geplant. Vom Bund 

stammen 255 Millionen. Die Differenz, also bereits 173 Millionen Franken, geht 
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zulasten des Kantons. Hier jetzt einfach die Schatulle des Kantons weiter zu öff-

nen, greift zu kurz. Der Souverän hat der Steuervorlage zugestimmt. In der Wei-

sung der Vorlage wurde die zweite Senkung bereits skizziert. Sofern der Kantons-

rat dem Kommissionsantrag Folge leisten würde, so würde der Volkswille nach 

einer gleichzeitig gestuften Senkung der Unternehmenssteuern und Erhöhung der 

Zusatzleistungen komplett missachtet. In der Steuervorlage, über die wir erst vor 

zwei Wochen abgestimmt haben, war vorgesehen, mit dem zweiten Schritt den 

Kantonsanteil von 50 auf 54 Prozent zu erhöhen. Ich appelliere vor allem an die 

bürgerlichen Vertreter in diesem Parlament: Wir sind mit unserem Antrag kom-

promissbereit und stimmen einer Erhöhung auf 60 Prozent zu. Wir gehen noch 

weiter, indem wir bereits jetzt die 70 Prozent im Gesetz festhalten. Ich bin nun 

schon mehr als erstaunt, dass vor allem die CVP und die GLP, die sich offensicht-

lich von der SV17 verabschieden und deren Wirtschaftsfreundlichkeit reines Lip-

penbekenntnis für die Wahlen ist, völlig inkonsequent politisieren. Haben Sie sich 

nicht auch schon überlegt, dass das aus Sicht der Wirtschaft einen Verstoss gegen 

Treu und Glauben darstellt?  

Bereits mit dem ersten Schritt zur SV17 waren die Gemeinden hinsichtlich der 

Zusatzleistungen vom Kanton entlastet. Die meisten Gemeinden hatten sehr gute 

Abschlüsse, auch das haben wir bereits gehört. Die SV17 sieht jedoch vor, dass 

die betreffenden Gemeinden ihre Steuerfüsse nicht senken können, wenn sie nicht 

auf die Kompensationsmassnahmen aus der SV17 verzichten wollen. Die Finanz-

pläne der Gemeinden sind längst erstellt. Eine Staffelung der Erhöhung wäre 

nichts als logisch und konsequent. Was Sie beschliessen wollen, ist Weihnachten, 

Geburtstag und Ostern miteinander. Sie verteilen 200 zusätzliche Millionen aus 

dem Kantonsbudget, die zuerst irgendwo verdient werden müssen. Sie sind also 

bereit, indirekt den Wirtschaftsstandort Zürich zu schwächen. Paradoxerweise 

sind es aber genau die Wirtschaft und das Gewerbe, die dafür sorgen, dass es Ar-

beitsplätze gibt, dass Wertschöpfung generiert wird und letztlich Steuern bezahlt 

werden können. Der GPV hat es sich hier auch ein wenig einfach gemacht: Es ist 

eben kein Ausgleich zwischen den Gemeinden, wenn der Kanton finanziert. Da 

ist es auch einfach, von einem Kompromiss zu sprechen, wenn der dritte Betei-

ligte nicht im Boot ist.  

Mit unserem Antrag bieten wir den Gemeinden und dem Wirtschaftsstandort Ver-

lässlichkeit. Der Ausgleich wird im Gesetz festgehalten, und was wir am vorletz-

ten Sonntag abgestimmt haben, gilt auch künftig. Die Verknüpfung hat übrigens 

nicht die SVP gemacht, sie wurde bereits auf nationaler Ebene aufgegleist, im 

Kanton weitergeschnürt und vom GPV ebenfalls unterstützt. Unser Antrag knüpft 

an diesen breiten Konsens an. 

Stimmen Sie unserem Antrag zu. Herzlichen Dank.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Antrag der SVP gegenübergestellt. Der 

Kantonsrat beschliesst mit 94 : 73 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), dem An-

trag der Kommission zuzustimmen.  
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Ratspräsident Dieter Kläy: Damit ist die Vorlage materiell durchberaten. Sie geht 

an die Redaktionskommission. Die Redaktionslesung findet in circa vier Wochen 

statt. Dann befinden wir auch über Ziffer römisch II der Vorlage und über Ziffern 

II und III des Zusatzleistungsgesetzes. 

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 
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